
DER STADTRAT ELLRICH                                   Ellrich, den 26.07.2016 

 
 

Vorlage zum  Beschluss-Nr.    295-09/14 
                         
Vorlage wurde ohne Änderungen am 25.02.2013 zum Beschluss erhoben 
 

 
 

 

1. Bezeichnung des Beschlusses 
 

 

Rechtsmittel gegen die Allgemeinverfügung zur Umstufung  
der Landesstraße Nr. 2073 vom OT Werna nach Ellrich 

 

2. Beschlusstext: 
 
 
 
 

 

Der Stadtrat der Stadt Ellrich beschließt den 
Bürgermeister zu beauftragen Rechtsmittel gegen die 
Allgemeinverfügung des Thür. Ministerium für Bau, 
Landesentwicklung und Verkehr zur Umstufung der 
Landesstraße Nr. 2073 von Werna nach Ellrich als 
Gemeindestraße (siehe Anlage) einzulegen. 
   

 

3. Einreicher 
 

 

Der Bürgermeister 

 

4. Begründung der Zuständigkeit des Stadt-
rates (Auf Grund welcher gesetzlichen Be-
stimmungen wurde Beschlussvorlage erar-
beitet?) 

 

 

ThürKO vom 28.01.2003, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 21.12.2011 (GVBl. S. 531) 

 

5. Welche Beschlüsse müssen aufgrund der o. 
g. Beschlussvorlage aufgehoben bzw. er-
gänzt werden? 

 

 

Keine 

 

6.   a) Mit welchem Personenkreis wurde die Be- 
          schlussvorlage beraten (Datum) 
          bzw. 
      b) mit wem soll sie beraten werden? 
 

 

a)  Bauausschuss am:        31.01.2013 
Finanzausschuss am:   28.01.2013 
Hauptausschuss am:    04.02.2013 
Ortsteilrat am: 

 

7.   Welche absehbaren finanziellen Auswirkun- 
      gen hat die Beschlussvorlage?       
 

  

Tragung der Kosten des Rechtsstreites 

 

8.   Veröffentlichung des Beschlusses? 
 

 

Ja/Nein 

 

9.   Verteiler 
 

 

Alle Stadtratsmitglieder, Ortsteilbürgermeister 

 

Abstimmungsergebnis 
 

Gesetzliche Anzahl Stadtratsmitglieder: 20 + 1   Ja – Stimmen:  18 
davon anwesend:   17 + 1  Nein – Stimmen:   0 
       Enthaltungen:    0 
 

Folgende Mitglieder waren nach § 38 ThürKO von der Beratung und Beschlussfassung ausgeschlossen: keine 
 
 

Der Beschluss wurde somit angenommen. 
 
 
 
Matthias Ehrhold 
Bürgermeister 
 

 



Begründung zum Beschluss Nr.: 295-09/14 
 
 
 

Beschlusstext:  
 
Der Stadtrat der Stadt Ellrich beschließt den Bürgermeister zu beauftragen Rechtsmittel gegen die 
Allgemeinverfügung des Thür. Ministerium für Bau, Landesentwicklung und Verkehr zur Umstufung der 
Landesstraße Nr. 2073 von Werna nach Ellrich als Gemeindestraße (siehe Anlage) einzulegen. 

 
 
 

Begründung: 
 

 

In der Einheitsgemeinde Ellrich soll ein Teilstück der Landesstraße L 2073 von km 0,003 von 
Werna bis km 2,580 in Ellrich (bis Einmündung zur Heimstraße L 1037) abgestuft werden. 
Gemäß § 7 Abs. 2 ThürStrG besteht eine Verpflichtung zur Abstufung einer Straße, wenn sich 
die Verkehrsbedeutung ändert bzw. geändert hat. Eine Änderung der Verkehrsbedeutung ist in 
keinster Weise nachgewiesen und wäre somit als erste Forderung der Stadt Ellrich zu 
erbringen.   
Es bleibt weiter festzustellen, dass gem. § 11 Abs. 4 durch den bisherigen Träger der 
Straßenbaulast sichergestellt werden muss, dass der neue Träger der Straßenbaulast auch in 
der Lage ist  für den Unterhalt der Straßen aufzukommen. 
Auf Grund der wirtschaftlichen Situation der Einheitsgemeinde Ellrich ist die Stadt Ellrich nicht in 
der Lage die ihr zu übernehmenden Pflichten eines Straßenbaulastträgers auszuführen (Kosten 
für Unterhalt 4.000,00 €/km im Jahr). 
 
Die Einteilung der Straßen gem. § 3 Abs. 1 Nr. 1-4 Thür. Straßengesetz entspricht den 
Regelungen nicht nur in der Notwendigkeit des Landesstraßennetzes in Thüringen, sondern 
geht weit über die Grenzen Thüringens in die übrigen Bundesländer hinaus. Da hier seit der 
Wende eine Ost-West-Verbindung bzw. West-Ost-Verbindung besteht und diese auch durch 
zahlreiche Verkehrsteilnehmer genutzt wird, ist davon auszugehen, dass die 
Verkehrsbedeutung für diese Straße nicht der einer Gemeindestraße entspricht. Die Nutzung 
geht weit über die einer Ortsverbindungsstraße hinaus und geht vielmehr in die Richtung der 
überregionalen Verbindungsstraße, welche sogar länderübergreifend ist. 
Ob und in welcher Form hier der Träger der Straßenbaulast seiner Verpflichtung 
nachgekommen ist, gem. § 3 Abs. 2 Thür. Straßengesetz die Zweckbestimmung der Straße im 
pflichtgemäßen Ermessen festgesetzt zu haben, bleibt bis heute jeder Nachweisführung 
entzogen. 
Weiter muss die Frage gestellt werden, warum sich der Freistaat Thüringen im 
Landesentwicklungsplan (veröffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt vom 29.10.2004 Nr. 
18) im Punkt 4 Infrastruktur und im Punkt 4.1 Verkehr und Kommunikation Teil a die zentrale 
Lage Thüringens und die damit vorhandene Bedeutung und Herausforderung für ein gutes 
Verkehrsnetz hervorhebt, wenn nur 5 Jahre später in eine andere Richtung verfahren wird. 
 
Das Landesamt für Bau und Verkehr hat die Anregungen und Bedenken der Stadt Ellrich im 
Rahmen der Anhörung nicht berücksichtigt und eine Allgemeinverfügung zur Umstufung 
erlassen. Diese wurde im Thür. Staatsanzeiger Nr. 41/2012 veröffentlicht. Rechtsmittel gegen 
eine Allgemeinverfügung kann nur innerhalb eines Monats eingelegt werden. Fristwahrend hat 
die Verwaltung, Information durch Bürgermeister in Stadtrat September und November, dieses 
Rechtmittel genutzt und die Klage beim Verwaltungsgericht in Weimar eingereicht. Nach 
Prüfung der Sach- und Rechtslage ist der hinzugezogene Rechtsanwalt und die Verwaltung 
übereinstimmend zu der Überzeugung gelangt, den Klageweg zu beschreiten. 
 
 
Matthias Ehrhold 
Bürgermeister 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 


